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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat ohne

mündliche Verhandlung am 15. Juni 1976 durch den

Vorsitzenden Richter Dr. B u s s , die Richter

H e y e r und .G e i g e r - N i e t s c h

sowie die ehrenamtlichen Richter D e m b o w 8 k i

und Dr. L i n d e
für Recht erkannt:

Auf die Sprungrevision der Beklagten wird das Urteil

des Sozialgerichts München vom 22. November 1974.

aufgehoben. Die Klage wird abgewiesen.

‘ Außergerichtliche Kosten des Verfahrens sind nicht
zu erstatten.
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G r ü n d e :

I

Die im Juli 4907 geborene Klägerin hat im Dezember 4972

die Gewährung von Altersruhegeld beantragt und gleich?

zeitig für die Jahre 4956 bis 4972 gemäß Art. 2 5 49 a
Abs. 2 des Angestelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes

(AnVNG) Beiträge (insgesamt 40.800‚—— DM) nachentrichtet.

Mit Bescheid vom 48. Mai 4975 hat die Beklagte demRenten-
antrag entsprochen; ausgehend vom Eintritt des Versidhe-

rungsfalles am 34. Dezember 4972 gewährte sie Rente in

Höhe von 406,40 DM monatlich für die Zeit vom 4. Januar

bis 30. Juni 4975 und ab 4. Juli 4973 (Rentenanspassung'

nach dem 46. Rentenanpassungsgesetz - RAG -) in Höhe von
monatlich 452,50 DM. Die Rente beruht allein auf den nach-

entriohteten Beiträgen.

Mit ihrer Klage begehrt die Klägerin die Zahlung eines

Betrages von 446,24 DM (statt 406,40 DM) für die Zeit

von Januar bis Juni 4975. Sie macht geltend, in einer

ihr_von der Beratungse und Anskunftsstelle der Beklag—

ten ausgehändigten Broschüre "Geld = Rente" sei ein Be-

reChnungabeigpiel enthalten gewesen, wonach bei einer

Einzahlung von 40.800,»— DM für die Zeit von 4956 bis

Dezember 4972 äie Rente 4975 monatlich 446,24 DM betrage.
Das sei ihr dort auch mündlich bestätigt worden.

Das Sozialgericht (SG) entschied im Sinne der Klägerin.

Die Broschüre sei dahin euezulegen, daß in jenem Bei—
spiel ein Rentenbeginn bereits mit Januar 4975 gemeint

sei. Die Broschüre enthalte keinen Hinweis oder Zusatz,
daß einer der Berechnungsfaktoren nur vorläufig ange—

nommen sei. Mit dem einer Individualaussage gleichkommen—

den Berechnungabeispiel habe die Beklagte eine Interessen—

-},-
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


lage geschaffen, die der einer konkreten Zusage nahezu

identisch sei; sie habe deshalb hierfür einzustehen. Das

SG hat die Berufung zugelassen.

Die Beklagte hat mit Zustimmung der Klägerin Sprungrevision

eingelegt und beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die

Klage abzuweisen.

Sie rügt die Verletzung des 5 405 des Angestelltenversiche-

rungsgesetzes - AVG — (S 4324 der Reichsversicherungs—
ordnung — RVO —). Die Klägerin habe alles bekommen, was ihr

nach dem Gesetz zustand. Sie habe verkannt‚ daß dem in der

Broschüre genannten Beispiel ein Versicherungsfall des

Jahres 1975 zugrunde liege. Die Schrift sei erst gegen Ende

des Jahres 1972 veröffentlicht worden, um vor allem die

große Anzahl der für 1975 erwarteten Antragsteller zu.be-
raten.

Die Klägerin beantragt die Zurückweisung der Revision.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

II

Die noch unter der Geltung alten Rechts (5 164 des Sozial-
gerichtsgesétzes

- SGG - aF) eingelegte Sprungrevision der

Beklagten ist zulässig und auch begründet. Der angefochtene

Bescheid der Beklagten ist rechtmäßig.

Die Klägerin hat unstreitig im Dezember 4972 die Rente be—

antragt. Von ihrem Recht, den Versicherungsfall abweichend

von der Feststellung der Beklagten zu bestimmen, hat sie
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keinen_Gebrauch gemacht. Unter diesen Umständen hat die Be-

klagte die Rente_der Klägerin richtig berechnet. Die Klägerin

hat alles erhalten, was ihr nach den gesetzlichen Vorschriften

zustand; ein versicherungsrechtlicher Schaden oder Nachteil

ist ihr nicht entstanden. Sie macht einen solchen auch

nicht geltend, obgleich sie in der Revisionserwiderung

von "versicherungsrechtlichen Nachteilen" spricht. Die
Klägerin verlangt, daß die Beklagte sich ihr gegenüber so

verhält, wie sie (die Klägerin) aufgrund jenes Berechnunge-
beispiels in der Broschüre habe erwarten müssen. Ein der-

artiger - auf Vornahme einer Amtshandlung, nämlich Höher—

feststellung der Rente gerichteter - Anspruch besteht
jedoch nicht.

Das in der Broschüre enthaltene Berechnungabeispiel be-

deuteua-wovon auch das SG ausgeht — keine Zusage der

Beklagten an die Klägerin, daß ihr im Jahre 1975 der
dort genannte Rentehbetrag gezahlt werde. Dem steht nicht

entgegen, daß das Berechnungsbeispiel keinen einschrän—

kenden Züeatz oder Hinweis über eine nur vorläufige An-
nahme von Berechnungsfaktoren enthielt. Der Grad von

Verbindlichkeit, der für das Vorliegen einer Zusiche—

rung (Zusage, vgl. dazu jetzt 5 58 des Verwaltungsver—

féhrenegesetzes vom 25. Mai 4976, BGBl I 4253) entschei—
dend ist, war jedenfalls nicht erreicht. Im übrigen setzt
eine Zuaage eine Erklärung gegenüber einer Einzelperson

voraus. Die Broschüre wendete sich an eine Vielzahl von
Interessenten. Ihre Verbreitung war eine allgemein auf—
klärende Maßnahme der Beklagten. Die allgemeine Auf-

klärungspflicht ist in dem hier noch anzuwendenden @105
AVG festgelegt, der inhaltlich dem seit 4. Januar 1976

geltenden % 15 des Sozialgesetzbuches entspricht. Aus In-
formationen im Rahmen der allgemeinen Aufklärung können
aber keine Aneprüche auf Vornahme von Amtshandlungen ent—
sprechend diesen Informationen hergeleitet werden (vgl.

BSG 25, 248, 251 f).
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Nach dem festgestellten Sachverhalt hat die Klägerin aller—

dings bei der Auskunfts— und Beratungsstelle der Beklagten

vorgesprochen, und dort ist sie offenbar bei der Aushändi-
gung der Broschüre auf die darin genannte Rentenhöhe hinge-

wiesen worden. Deshalb kommt (vgl. auch BSG aaO) neben Maß-

nahmen der allgemeinen Aufklärung hier noch eine davon zu
unterscheidende, im Einzelfall erteilte Auskunft oder Bera-

tung in Betracht (vgl. 55 45, 14 des Sozialgesetzbuches).

Am Ergebnis ändert sich dadurch indessen nichts. Denn auch

bei falscher individueller Auskunft oder Beratung entsteht

keine Verpflichtung des Versicherungsträgers, sich künftig

entsprechend der Falschinformation zu verhalten (vgl. BSG

18, 270, 275; 25, 248, 252; 25‚_249, 22O).

Selbst wenn jedoch eine Zusicherung zu bedahen wäre, müßte

diese hier als unverbindlich angesehen werden. Ihn Ver-

sicherungsträger ist zwar nach Treu und Glauben grundsätz-

lich an Zusagengebunden; dieser Grundsatz findet aber dort
seine Grenze, wo er durch Erfüllung der Zusage zu einem

gesetzwidrigen Verhalten genötigt wäre (vgl. BSG 44, 104,

408; 18, 270, 273 und 23, 248, 252). Das wäre hier der Fall.

.
Ein schutzwürdiges Interesse der Klägerin an einer Erfül-

lung der "Zusage" wäre entgegen der Ansicht des SG nicht zu
erkennen; allein ihre irrige Annahme, daß sie aufgrund Jenee

Berechnungsbeispiels in der Broschüre für das erste Halb—

Jahr 4975 einen höheren Rentenbetrag zu erwarten habe,

reicht dafür nicht aus (vgl. Bundesverwaltungsgericht,
Buchholz 345.4 Nr. 2, S. 12: Vertrauensschutz nur, wenn die
Nichteinhaltung der Zusage zu nahezu untragbaren Verhält—

nissen führen würde). Andere für einen etwaigen Verstoß
“gegen Treu und Glauben bedeutsame umstände sind nicht fest-
gestellt. Was für eine Zusage gilt, müßte aber für eine

vom SG_angenommene ihr "nahezu identische Interessenlage"
erst recht gelten.

Das "Vertrauen" der Klägerin wäre nur insoweit gesdhützt,
als im Falle eines durch falsche Information eingetretenen
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Schadens die Grundsätze der Amtshaftung für Behördenaus-

künfte eingreifen würden (5 859 des Bürgerlichen Gesetz-
buches). Einen solchen Schaden hat sie jedoch nicht geltend

gemacht; die Entscheidung von Streitigkeiten hierüber ob-

läge im übrigen den Zivilgerichten.

Auf die Sprungrevision der Beklagten muß somit das enge-
fochtene Urteil des SG aufgehoben und die Klage abge-
wiesen werden.

Die Kostenehtscheidung beruht auf 5 195 SGG.
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